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Zweite Durchführungsanordnung *) 


zur Polizeiverordnung vom 28. August 1942 über die Erfassung der Reichsdeutschen 
im Generalgouvernement. 


Vom 17. September 1942. 


Die werden heran- 
gezogen zur Ausbildung, zu Einsatzübungen und 
zum Einsatz. Hierfür ordne ich auf Grund des 
Erfassung \der 
Reichsdeutschen im Generalgouvernement vom 
28. August 1942 (VBIGG. S. 493) folgendes an: 


Polizeidienstpflichtigen 


S 5 der Polizeiverordnung zur 


81 
Unterhalt der Dienstpflichtigen. 
(1) Polizeidienstpflichtige, die in einem Arbeits- 
verhältnis stehen, gelten für die Dauer einer Ein- 


satzübung oder eines Einsatzes als beurlaubt. 


Während der Beurlaubung darf »das bisherige 
Arbeitsverhältnis nicht gelöst oder gekündigt 


werden. 

(2) Steht der Polizeidienstpflichtige im, Dienst 
des Generalgouvernements, von Gemeinden, Ge- 
meindeverbänden und sonstigen Körperschaften des 
öffentlichen Rechts oder von öffentlichen Betrieben, 
so sind ihm für die Dauer einer Einsatzübung 
oder eines Einsatzes die Dienstbezüge von der 
Kasse weiterzuzahlen, von der er sie bisher 
bezogen hat. Den verheirateten Polizeidienst- 
pflichtigen, deren Familien sich mit Zustimmung 


der zuständigen Behörde im Generalgouvernement 
aufhalten, wird Beschäftigungsvergütung oder Be- 
schäftigungszuschuß in Höhe des Satzes für Ver- 
heiratete ohne eigenen Hausstand weitergezahlt. 
Den übrigen im Öffentlichen Dienst stehenden 
Polizeidienstpflichtigen sind Beschäftigungsver- 
gütung oder Beschäftigungszuschuß nur für die 
ersten drei Tage der Einsatzübung oder des Ein- 


»satzes weiterzugewähren; nach Ablauf dieser Zeit 


erhält der Polizeidienstpflichtige die Auslagen für 
seine Wohnung, wenn deren Beibehaltung geboten 
erscheint. 


(3) Polizeidienstpflichtigen, die in einem anderen 
als dem in Abs. 2 genannten Arbeitsverhältnis 
stehen (z. B. Industriearbeiter), hat der Unter- 
nehmer bis zur Dauer von drei Arbeitstagen das 
Entgelt und die bisherigen Bezüge fortzuzahlen. 
Dauert die Inanspruchnahme dieser Polizeidienst- 
pflichtigen länger als drei Tage oder stehen Polizei- 
dienstpflichtige überhaupt nicht in einem Arbeits- 
verhältnis (freie Berufe), so erhalten deren An- 
gehörige Familienunterstützung in sinngemäßer 
Anwendung der Verordnung über die Gewährung 
von Familienunterhalt an die im Generalgouver- 


*) Die Erste Durchführungsanordnung vom 28. August 1942, die nur innerdienstliche Ausführungsanweisungen 


enthält, ist nicht im VBIGG. veröffentlicht, 


2 


< 


ji 


4 


536 Verordnungsblatt für das Generalgouvernement — Jahrgang 1942 


nement befindlichen Angehörigen der zum Wehr- 
dienst, zum Dienst in der Waffen-44 oder zum 
Reichsarbeitsdienst einberufenen deutschen Volks- 
zugehörigen vom 25. November 1940 (VBIGG. I 
S. 339). Die Zahlung erfolgt durch die Kreishaupt- 
leute (Stadthauptleute) — Finanzinspekteure. 


(4) Darüber hinaus erhalten die Polizeidienst- 
pflichtigen Fahrgeld, Wegegeld und Zehrgeld so- 
wie freie Verpflegung, freie Unterkunft, . Be- 
kleidungsentschädigung und Reisekosten nach 
Maßgabe von Zusätzen zu dieser Durchführungs- 
anordnung, die im  Verwaltungswege erlassen 
werden. Diejenigen Polizeidienstpflichtigen, denen 
weder. Beschäftigungsvergütung noch Beschäfti- 
gungszuschuß weitergezahlt wird, erhalten ferner 


eine Barentschädigung. 


82 
Sozialversicherung und Versorgung. 

(1) Heilfürsorge wird den Polizeidienstpflichtigen 
grundsätzlich von den Polizeiärzten gewährt. Das 
Nähere wird im Verwaltungswege geregelt. Für 
die  Krankenversicherung der Polizeidienst- 
pflichtigen gilt $ 209 der Reichsversicherungs- 
ordnung mit der Maßgabe, daß das General- 
gouvernement die Aufwendungen für Familien- 
hilfe erstattet, 


Krakau, den 17. September 1942. 


(2) Erleidet ein Polizeidienstpflichtiger eine 
Polizeidienstbeschädigung, so wird ihm und 
seinen Hinterbliebenen auf Antrag Fürsorge und 
Versorgung in sinngemäßer Anwendung der Ver- 
ordnung des Ministerrats für die Reichsverteidi- 
gung \ über die Entschädigung von Personen- 
schäden (Personenschädenverordnung) vom 1.Sep- 
tember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1623) gewährt. 

(3) Polizeidienstbeschädigung liegt vor, wenn 
ein Körperschaden infolge des Polizeidienstes ein- 
getreten ist. Ist ein Körperschaden, der als 
Polizeidienstbeschädigung nicht anerkannt ist, 
durch den Polizeidienst verschlimmert worden, so 
gilt die Verschlimmerung als Polizeidienst- 
eschädigung. Polizeidienstbeschädigung liegt nicht 
vor, wenn ein Körperschaden durch den Be- 


schädigten vorsätzlich herbeigeführt worden ist. 
r 


§3 
Entschädigung für Sachleistungen, 

Der Polizeidienstpflichtige kann durch die 
einziehende Polizeidienststelle aufgefordert 
werden, Gegenstände, die sich in seinem Besitz 
befinden, zur Dienstleistung mitzubringen. Kann 
eine solche Leistung billigerweise nicht unent- 
geltlich gefordert werden, so ist nach Maßgabe 
besonderer Bestimmungen eine angemessene Ent- 
schädigung zu gewähren. 


Der Höhere $$- und Polizeiführer im Generalgouvernement 
Der Staatssekretär für das Sicherheitswesen 


Der Befehlshaber der Ordnungspolizei 
f Becker 
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